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Vorwort.
Nachdem die ersten vier starken Auflagen binnen 

wenigen Monaten Absatz gefunden haben, erwies 
sich die Veranstaltung einer neuen Auflage als nötig 
dieselbe ist unter Berücksichtigung der inzwischen 
erschienenen Literatur bearbeitet worden. Um den 
Umfang nicht zu vermehren, ist die frühere aus­
führliche Einleitung über die wirtschaftliche Be­
deutung des Scheckverkehrs erheblich gekürzt und im 
Anhang ist das Scheckrecht fremder Staaten fort­
gelassen worden.

Herrn Kollegen Dr. Weißbart, welcher mich durch 
schätzenswerte Anregungen und durch Besorgung 
der Korrektur unterstützt hat, sage ich auch an dieser 
Stelle meinen verbindlichsten Dank.

Berlin, im März 1909.

prt* Apt.
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Einleitung.

a) Geschichtlicher Abriß').
Der Name Scheck wird meist von dem englischen 

„exchequer“ abgeleitet. Dies war die Königliche Schatz­
kammer, auf welche der König Anweisungen ausstellte. 
Französisch wurde exchequer mit echiquier übersetzt. 
Mitte des 18. Jahrhunderts war in England der Aus­
druck „checker" üblich, an dessen Stelle bald der Aus­
druck „check" trat 2).

Man kann annehmen, daß es Anweisungen zu allen 
Zeiten gegeben hat, in denen das Schrifttum entwickelt 
war, und daß auch bei den Bankiers der Griechen und 
Römer (Trapeziten und Argentarii) Anweisungen auf 
Grund der Deposita üblich waren. Indes sind schlüssige 
Beweise für das Scheckwesen im klassischen Altertum 
bisher noch nicht erbracht worden; diese Beweise werden 
wohl nicht eher erbracht werden, bis über das Bank­
wesen des Altertums abschließende Untersuchungen vor-

!) Vgl. hierzu die vortrefflichen Arbeiten von 
Georg Cohn zur Geschichte des Schecks und zur Lehre 
des Schecks in der Zeitschrift für vergleichende Rechts­
wissenschaft, Bd. 1 (5.117 ff., 424fr.; Bd. 2 S. 69ff.; Bd. 11 
S. 365 ff.; Bd. 12 S. 96ff.

2) Schanz im Wörterbuch der Volkswirtschaft. 
2. Anst. Bd. 2 S. 757.
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liegen, eine Aufgabe, deren Lösung noch immer der 
Erfüllung harrt.

Im Mittelalter lassen sich zahlreiche schriftliche An­
weisungen auf Schuld nachweisen. Namentlich pflegten 
im 13., 14. und 15. Jahrhundert die Kaiser sowie die 
Könige von Polen und Dänemark, die Herzöge von 
Sachsen, Braunschweig, Lüneburg, ihrer Geldnot 
dadurch abzuhelfen, daß sie ihren Gläubigern statt der 
Barzahlung Anweisungen auf die fälligen oder fällig 
werdenden Abgaben ihrer Städte erteilten. Der Rat 
der Stadt Lüneburg war im 14. Jahrhundert den 
Herzögen von Braunschweig, der Danziger Rat am 
Ende des 15. Jahrhunderts den Königen von Polen 
ständige Anweisungsstelle. Selbst die kleinsten Aus­
gaben der polnischen Könige wurden statt in bar durch 
Anweisungen auf die Stadt Danzig berichtigt. In 
England pflegten die Könige im 13. und 14. Jahr­
hundert statt baren Geldes Anweisungen auf die Lords 
des Exchequer, der Königlichen Schatzkammer, zu geben. 
Diese Anweisungen der öffentlichen Gewalten erachtet 
Georg Cohn nur für Vorläufer des Schecks. Als 
die Heimat der Bankdepotanweisung, des regulären 
Schecks, bezeichnet er Italien. Die ältesten uns 
erhaltenen Schecks stammen aus Sizilien. In'Palermo 
sind seit 1416 sogenannte polizze nachweisbar, welche 
von Staatsbehörden auf öffentliche, bei Bankiers depo­
nierte oder eingezahlte Gelder ausgestellt wurden. 
Schecks, die von Privatleuten auf ihr Privatguthaben 
gezogen und bei Vorzeigung fällig waren, begegnen
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mir in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts vielfach, 
so in Messina 1543, Neapel 1573, Mailand 1593?)

Sehr verbreitet war der Gebrauch der Anweisung 
als Zahlmittel in den Niederlanden. In Amsterdam 
entwickelte sich mit dem Berufsstand gewerbsmäßiger 
Kassenverwalter, sogenannter Kassiers, wohl noch vor 
1608 eine besondere Urkunde, das Kassiersbriefje. Es 
war dies der Form nach meist eine in Erwartung der 
Zahlung ausgestellte und als Zahlmittel benutzte 
Quittung, in welcher der Ausstellende, ein Kaufmann, 
im voraus bekannte, eine Summe Geldes von seinem 
Kassierer erhalten zu haben. Dem Beispiele Hollands 
folgten die Kaufleute in England. Sie deponierten ihr 
Metallgeld bei den Goldschmieden, die zugleich Geld­
wechsler und Goldhändler waren. Über die hinterlegten 
Betrüge gaben die Goldschmiede den Deponenten 
Empfangsscheine auf den Inhaber oder der Deponent 
erteilte seinerseits dem Goldschmied einen schriftlichen 
Auftrag, an seinen Gläubiger eine bestimmte Summe 
zu zahlen. Der Zusammenhang von Goldschmiedekunst 
und Bankiergewerbe löste sich allmählich, die Gold­
schmiedsanweisung wird zur Anweisung auf den Bankier 
und zwar zunächst auf den Privatbankier. Den größeren 
Handelsgesellschaften wird erst 18*28 die Befugnis zu­
gesprochen, das Depositengeschäft in Verbindung mit 
Scheckeinlösungen zu betreiben. Seit der Mitte des 
vorigen Jahrhunderts hat der englische Scheckverkehr in

0 Georg Cohn, Handwörterbuch der Staats- 
Wissenschaften, 8. Aufl. Bd. 3 S. 24.
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Verbindung mit dem Clearing Verkehr ungeahnte Aus­
dehnung angenommen.

In Deutschland fehlte es schon im 17. Jahrhundert 
nicht an An- und Überweisungen zum Zwecke der 
Zahlung, namentlich an den Meßplätzen und in Hamburg, 
woselbst es wie in Amsterdam gemeinschaftliche Kassierer 
gab. Um die Mitte des vorigen Jahrhunderts wandten 
einzelne Bankinstitute, besonders der Berliner Kassen­
verein, die Frankfurter Bank, die Danziger Privatbank 
und die Städtische Bank in Breslau sich der Pflege des 
Depositen- und Scheckverkehrs nach englischem Vorbild 
zu. Aber erst in den letzten 25 Jahren hat das Scheck­
wesen auch seitens der Privatbankiers, Sparkassen und 
Vorschußvereine Pflege gefunden und bei den großen 
Bankinstituten bedeutende Ausdehnung angenommen.

Für die Popularisierung des Scheckverkehrs sind in 
allerneuester Zeit mit besonderen! Nachdruck die Aeltesten 
der Kaufmannschaft von Berlin auf Anregung ihres 
Präsidenten Kaempf eingetreten. Sie waren der Auf­
fassung, daß vor allen Dingen die Entwickelung des 
Ueberweisungs- und Scheckverkehrs in Deutschland 
praktisch gefördert und auf eine Aenderung der Ge­
wohnheiten des deutschen Publikums hinsichtlich des 
Zahlungsverkehrs hingewirkt werden müsse. Zu diesem 
Zwecke haben sie zahlreiche Konferenzen mit Sach­
verständigen abgehalten, an denen Vertreter der Bank­
welt, der staatlichen und städtischen Behörden teil­
genommen haben. Sie haben gleichzeitig Rundschreiben 
erlassen, in welchen sie auf die hohe Bedeutung des
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Scheckverkehrs aufmerksam machten. Infolge dieser An­
regungen hat der Verein Berliner Banken und Bankiers 
ein Merkbüchlein verfaßt, in welchem die Vorteile des 
Scheckverkehrs für das große Publikum auseinander­
gesetzt werden. Eine ähnliche Ausarbeitung hat die 
Königliche Seehandlung im Zuni 1907 an alle Be­
hörden, Institute und Private versandt, die in wirk­
samer Weise die Bedeutung des Scheckverkehrs behandelt. 
Auch der deutsche Handelstag hat Anfang August 1907 
ein Flugblatt veröffentlicht.

b) Die Entwickelung des Kodifikations­
gedankens in Deutschland').

Die Bewegung zu Gunsten einer gesetzlichen Regelung 
des Scheckwesens läßt sich in Deutschland auf etwa 
30 Jahre zurückverfolgen. An der Spitze der Vor­
kämpfer für eine gesetzliche Regelung des Scheckwesens 
steht in erster Reihe der hochverdiente vormalige Reichs­
bank-Präsident Dr. Richard Koch, welcher im Jahre 
1878 auf den Gebrauch von Schecks als Zahlungsmittel 
in einem beachtenswerten Aufsatz in Büschs Archiv 
Bd. 37 S. 85 ff. hingewiesen hat und im Jahre 1883 
durch seinen in der Juristischen Gesellschaft zu Berlin 
gehaltenen Vortrag über Bedürfnis und Inhalt eines 
Scheckgesetzes für das Deutsche Reich in klarer Weise 
die Grundzüge für ein zukünftiges Scheckgesetz gezeichnet

0 Vgl. hierzu Ri eher, Zur Revision des Handels­
gesetzbuches. Beilageheft zu Bd. 33 Goldschmidts Zeit­
schrift für das gesamte Handelsrecht S. 232 ff.
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hat. Durch dogmatische und geschichtliche Forschungen 
hat Prof. Dr Georg Cohn die Kochschen Anregungen 
vertieft. Unter den juristischen Gegnern einer gesetz­
lichen Regelung des Scheckverkehrs ist der frühere Reichs­
gerichtsrat Dr. Behrend hervorzuheben, welcher in 
seinem Gutachten für den 17. Deutschen Zuristentag') 
zu verneinendem Urteil kommt. Dem gegenüber hat 
insbesondere Rieß er die Forderung einer gesetzlichen 
Regelung bis in die jüngste Zeit in Aufsätzen und Vor­
trägen vertreten* 2).

Die Auffassung des Handelsstandes war in der 
Frage der gesetzlichen Regelung des Scheckwesens keine 
einheitliche, doch ist die Schwankung in der Auffassung 
weniger zurückzuführen aus grundsätzliche Gegensätze als 
auf Erwägungen politischer Natur, da man bei der in 
den letzten zwei Jahrzehnten herrschenden handelsfeind­
lichen Gesetzgebung ein den Handel förderndes Scheck­
gesetz nicht erhoffte. Im Jahre 1879 verfaßte die Braun­
schweiger Handelskammer einen Entwurf zu einem Scheck- 
gesetz, den sie mit Erläuterungen am 12. September 1879 
den Handelskammern zur Begutachtung übersandte. Die 
überwiegende Majorität der Handelskammern stimmte

*) Verhandlungen des 17. Deutschen Juristentages 
Berlin 1884 93b. 1 (5. 32 ff.

2) Deutsche Juristenzeitung 1907 Nr. 1 S. 31; Leip­
ziger Zeitschrift 1907 Nr. 2 und 3; Scheckverkehr und 
Scheckrecht in Heft IV der Veröffentlichungen des Mittel­
europäischen Wirtschaftsvereins in Deutschland, Berlin 
1907; Bemerkungen zum vorläufigen Entwurf eines 
deutschen Scheckgesetzes, Berlin (I. Guttentag) 1908.
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im Prinzip dem Verlangen nach gesetzlicher Regelung 
zu, die Handelskammer Mannheim unter Einsendung 
eines Gesetzentwurfs, die Heidelberger Handelskammer 
unter Einsendung eines Gutachtens aus der Feder von 
Georg Cohn. Am 18.November 1879 fand sodann 
in Braunschweig eine Konferenz Delegierter deutscher 
Handelskammern statt, welche aber eine Resolution, 
durch welche die gesetzliche Regelung des Scheckwesens 
für notwendig und dringlich erklärt werden sollte, ab­
lehnte. Der Ausschuß des Deutschen Handelstages, 
welcher auf Anregung der Magdeburger Handelskammer 
am 21. November 1879 die Frage beriet, verhielt sich 
ablehnend, im wesentlichen mit der Begründung, daß 
sich das Scheckwesen erst in der Praris mehr einleben 
sollte.')

Die Verwaltung der Reichsbank arbeitete 1882 einen 
Scheckgesetzentwurf aus, welcher einer Beratung mit Sach­
verständigen unterworfen wurde.

Als Verfasser dieses Entwurfes wird allgemein der 
damalige Vizepräsident der Reichsbank Dr. N. Koch an­
gesehen. In seiner 11., am 15. und 16. Dezember 1882 
in Berlin abgehaltenen Vollversammlung beschäftigte sich 
der Deutsche Handelstag mit der Scheckfrage und sprach 
sich nach einem vortrefflichen Referat von Georg 
Siemens in Uebereinstimmung mit einem Beschlusse 
der Aeltesten der Kaufmannschaft von Berlin vom 
11. Dezember 1882 mit großer Majorität dahin aus,

') Deutsches Handelsblatt S. 443.
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daß der Erlaß eines Scheckgesetzes nützlich wirken würde, 
wenn in demselben folgende Grundsätze niedergelegt 
würden:

1. der Scheck ist vorzugsweise Zahlungsmittel, nicht 
Umlaussmittel;

2. die Ausdehnung des Scheckverkehrs empfiehlt sich 
aus wirtschaftlichen Rücksichten namentlich im Interesse 
der Zentralisation unseres Geldwesens;

3. der Erlaß eines Scheckgesetzes würde günstig 
wirken, wenn darin festgestellt ist:

a) eine Legaldefinition des Schecks als Sichtanwei- 
sung des Ausstellers auf das verfügbare Guthaben des­
selben bei dem Bezogenen,

b) kurze Präsentationsfrist für Platzschecks, ent­
sprechend verlängert für alle übrigen Schecks, auch aus­
ländische,

c) Stempelfreiheit,
d) Regreß in der Form des Wechselrechts gegen den 

Aussteller und die ev. Giranten.
Im Jahre 1884 wurde die von der Ständigen De­

putation des Deutschen Juristentages gestellte Frage, 
„empfiehlt sich eine gesetzliche Regelung des Scheckver­
kehrs", von Koch unter ausführlicher Motivierung be­
jahend, von B ehrend verneinend entschieden.

Der 17. Deutsche Juristentag in Würzburg erklärte 
sich, wenn auch mit geringer Mehrheit, für die gesetzliche 
Regelung des Scheckverkehrs. Die Reichsregierung legte 
dem Reichstag am 11. März 1892 den Entwurf eines 
Scheckgesetzes nebst Begründung zur Beschlußfassung vor.
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Wegen der inzwischen erfolgten Auflösung des Reichs­
tages kam jener Entwurf nicht zur Verhandlung. Zn 
der Sitzung des Ausschusses des deutschen Handelstages 
vom 20. Februar 1897 gelangte die Scheckfrage auf An­
regung der Handelskammer München zu erneuter Ver­
handlung. Der Ausschuß erklärte, daß er die Ordnung 
des Scheckverkehrs zwar für eine der Aufgaben halte, 
denen die deutsche Gesetzgebung sich werde unterziehen 
müssen; allein er glaube nicht, daß das Eingreifen der 
Gesetzgebung ein so dringendes Bedürfnis sei, um zur 
Zeit deshalb Anträge an die Reichsregierung zu stellen. 
Der erste Allgemeine Bankiertag, der im September 
1902 in Frankfurt a. M. tagte, machte sich diesen Be­
schluß des Handelstages zu eigen, unter der ausdrück­
lichen auch auf dem Handelstage ausgesprochenen Be­
gründung, man habe nicht die Zuversicht, daß ein aus 
dem Parlament hervorgehendes Scheckgesetz in Fassung 
und Inhalt befriedigen werde.

Mit besonderer Schärfe haben die Aeltesten der 
Kaufmannschaft von Berlin diese Gesichtspunkte in ihrer 
Denkschrift vom 29. Oktober 1906 über die Frage eines 
Reichsscheckgesetzes betont. Sie sind hierbei von der An­
sicht ausgegangen, daß es besser sei, kein Scheckgesetz zu 
besitzen als ein schlechtes, und daß ein verkehrsfeind­
liches Scheckgesetz die Entwickelung des Scheckverkehrs 
nicht fördern, sondern nur hemmen könne.

Die Zeit anhaltender Geldknappheit, welche das 
Wirtschaftsleben des vorigen Zahres beherrschte, ließ die 
Frage nach einem Ersatz des Bargeldumlaufes besonders

Apt, Scheckgesetz. 5. Ausl. 2



18 Einleitung.

dringlich erscheinen. Die Reichsregierung hielt es daher 
für richtig, von neuem mit einem Scheckgesetzentwurf 
hervorzutreten, welcher im Reichsanzeiger vom 13. Juli 
1907 veröffentlicht worden ist. Dieser Scheckgesetzent­
wurf trug den gerade von den Handelsvertretungen ge­
äußerten Wünschen insofern Rechnung, als er die 
Stempelfreiheit des Schecks statuierte und von Straf­
bestimmungen Abstand nahm. Einem in diesem Geiste 
abgefaßten Gesetzentwurf konnten natürlich auch die 
Handelsvertretungen ihre Zustimmung geben. Nachdem 
dieser vorläufige Entwurf in seiner Grundtendenz Zu­
stimmung erhalten hatte, wurde am 9. Januar 1908 dem 
Reichstag der Entwurf eines vom Bundesrat beschlossenen 
Scheckgesetzes zur verfassungsmäßigen Beschlußfassung 
vorgelegt. Die erste Lesung des Entwurfs hat im 
Reichstage am 22. und 23. Januar 1908 stattgefunden 
und hat mit der Ueberweisung an eine Kommission ge­
endet. Die zweite Lesung hat am 21. Februar 1908 
stattgefunden, in der insbesondere ein Zusatz beschlossen 
wurde, wonach die unter amtlicher Aufsicht stehenden 
Sparkassen unter § 2 fallen. Die dritte Lesung hat am 
25. Februar 1908 stattgefunden. Die Veröffentlichung 
im Reichs-Gesetzblatt ist am 14. März 1908 erfolgt 
(RGBl. 1908 Nr. 12 <5. 71 ff.).

c) Literaturübersicht.
Erschöpfende Literaturangaben bis 1900 bei:

Cohn, Georg, im Handwörterbuch der Staatswtssen- 
schaften, Bd. 3 S. 38 ff.
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Ächeckgesetz.
Vom 11. März 1908 (RGBl. Nr. 12 S. 71).

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher 
Kaiser, König von Preußen re. verordnen im Namen 
des Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundes­
rats und des Reichstags, was folgt:

8 I» Der Scheck muß enthalten:
1. die in den Text aufzunehmende Bezeichnung als 

Scheck oder, wenn der Scheck in einer fremden 
Sprache ausgestellt ist, einen jener Bezeichnung 
entsprechenden Ausdruck in der fremden Sprache;

2. die an den Bezogenen gerichtete Anweisung des 
Ausstellers, aus seinem Guthaben eine bestimmte 
Geldsumme zu zahlen;

8. die Unterschrift des Ausstellers;
4. die Angabe des Ortes und des Tages der Aus­

stellung.
1. Das Gesetz nimmt davon Abstand, eine unzwei­

deutige, das Wesen des Schecks vollinhaltlich wieder­
gebende Begriffs bestimmung zugeben. Es beschränkt 
sich nach dem Vorgänge der Wechselordnung darauf, die 
Erfordernisse vorzuschreiben, welche notwendig sind, damit 
einer Urkunde die Eigenschaft als Scheck im Sinne des 
Gesetzes zukommt. Dies ist zu billigen, denn die 
Begriffsbestimmungen, welche in den ausländischen Gesetz-
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gedungen *) über den Scheck gegeben werden, beweisen, 
daß die rechtlichen Anschauungen über Wesen und Inhalt 
des Schecks erheblich auseinandergehen, und deshalb 
haben auch das belgische, schweizerische, italienische, portu­
giesische, skandinavische, japanische und österreichische 
Gesetz, sowie der ungarische Entwurf davon Abstand ge­
nommen, eine Legal-Desinition zu geben. Die in § 1 
aufgestellten Erfordernisse sind wesentliche, d. h. beim 
Fehlen auch nur eines dieser Erfordernisse liegt kein 
Scheck im Sinne dieses Gesetzes vor.

2. Zu Ziff. 1. Der Scheck muß die sog. Sch eck - 
klausel enthalten. Die Bezeichnung als Scheck soll in 
den Text der Urkunde aufgenommen werden; dadurch 
soll äußerlich zum Ausdruck gebracht werden, daß der 
deutsche Scheck — im Gegensatz zum englischen Recht, 
welches ihn für eine Art des Wechsels erklärt — sowohl 
nach seinen rechtlichen Merkmalen, wie nach seinem wirt- 
schaftlichenZweck vom Wechsel verschieden ist. Zugleich wird 
der Unterschied von der Anweisung zum Ausdruck gebracht.

Das Verlangen der Scheckklausel und ihre Aufnahme 
in den Text entspricht der Wechselordnung (Art. 4 Nr. 1). 
Dem Willen des Ausstellers kann es entsprechen, einer 
Urkunde sonst gleichen Wortlauts durch Weglasiung der 
Bezeichnung als Scheck die Wirksamkeit einer nach all­
gemeinem bürgerlichen Recht zu beurteilenden Anweisung

M England sagt: Ein Scheck ist ein auf einen Bankier ge­
zogener, auf Anfordern zahlbarer Wechsel.

Frankreich: Der Scheck ist eine geschriebene Urkunde, welche 
unter Form eines Zahlungsauftrages dem Aussteller dazu dient, zu 
seinem eigenen Vorteil oder zum Vorteil eines Dritten über ein beim 
Bezogenen bereitgestelltes Guthaben ganz oder teilweise zu verfügen 

Spanien: Das Zihlungsmandat, welches im Handel unter 
dem Namen Scheck bekannt ist, ist eine Urkunde, welche dem Aus­
steller gestattet, zu seinen Gunsten oder zu Gunsten eines Dritten ganz 
oder zum Teil die Geldsummen zurückzuziehen (zu erheben), welche 
er in Händen des Bezogenen disponibel (zu seiner Verfügung) hat.
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beizulegen. Mit dem deutschen Recht übereinstimmend: 
Oesterreich, Schweiz, Japan, Skandinavien, Holland. 
Einen entgegengesetzten Standpunkt vertreten Englands 
Frankreich, Belgien, Italien. Gleichgiltig ist die Schreib­
weise, ob Scheck, Chek oder Cheque. Die früheren 
Formulare ruft letztererBezeichnung bleiben giltig. So auch 
Breit, Holdhcim Mschr. 17 S. 34. Unrichtig Heim S. 8.

Ist der Scheck in einer fremden Sprache ausgestellt, 
so mutz er den der Bezeichnung Scheck entsprechenden 
Ausdruck der fremden Sprache enthalten.

3. Zu Ziff. 2. Gefordert wird die Bezeichnung des­
jenigen, der den Scheck honorieren soll (Bezogener). Das 
Gesetz stimmt mit den weitaus meisten Gesetzgebungen 
überein, indem es die Aufforderung in die Form der An­
weisung kleidet. Die Einkleidung der Zahlungsanweisung 
in die Quittungsform ist nicht als glelchbedeutender Aus­
druck anzusehen. Nur das holländische Recht läßt 
Quittungsschecks zu. Ueber Quittungsschecks überhaupt 
Georg Cohn in Goldschmidts Zeitschrift, Bd. 61 S. 16. 
Es wird ferner verlangt, das; zur Zahlung einer be­
stimmten Geldsumme angewiesen werde. Effekten 
und Warenschecks fallen nicht hierunter. Ebensowenig 
der sog. rote Scheck, der die Uebertragung einer be­
stimmten Summe von dem Konto eines Girokunden auf 
das eines anderen bezweckt. Vgl. Koch, Deutsche Wirt­
schaftszeitung, 1908. S. 150. Das gleiche Erfordernis 
stellen England, Italien, Portugal, Rumänien, die 
Schweiz. Japan, Oestereich auf. Endlich soll der 
Bezogene angewiesen werden, aus seinem Guthaben 
zu zahlen. Die in der Wissenschaft streitige (cf. Cohn 
a. a.O. S. 33) Frage, ob die sog. Guthabenklausel, 
die Bezugnahme auf ein Guthaben, unter die formellen 
und notwendigen Erfordernisse aufzunehmen sei, ist vom 
Gesetz im bejahenden Sinne entschieden worden. Es 
wird zur strengen Beobachtung des Grundsatzes, daß 
ungedeckte Schecks nicht ausgestellt werden dürfen, bei-
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tragen, wenn der Aussteller in der von ihm zu voll­
ziehenden Urkunde die Zahlung ausdrücklich aus seinem 
Guthaben versprechen und sich deshalb gegenwärtig halten 
muß, daß er sich im Falle der Unrichtigkeit seiner Zu­
sicherung steuerlichen Nachteilen, unter Umständen der 
Bestrafung wegen Betruges aussetzt. Begr. tz. 16. Ueber 
den Begriff des Guthabens und den Zeitpunkt des Vor­
handenseins siehe Bemerk, zu § 3.

Dem Wesen des Schecks als einer auf Sicht zahlbaren 
Anweisung entspricht es, daß die Zahlungsaufforderung 
nicht von einer G egenleistung des Zahlungsempfängers 
abhängig gemacht oder an Bedingungen geknüpft werden 
kann. Das Gesetz hat deshalb nut Recht davon Abstand 
genommen, dies noch besonders zum Ausdruck zu bringen, 
wie dies in 8 2 Nr. 5 des österreichischen Scheckgcsetzes 
geschehen ist.

Zu Ziff. 3. Die Vorschrift, wonach der Scheck die 
Unterschrift des Ausstellers tragen muß, um als Scheck 
im Sinne des Gesetzes zu gelten, entspricht dem Art. 4 
Nr. 5 der Wechselordnung. Zum Begriff der Unter­
schrift gehört nach den Anschauungen des Verkehrs, daß 
der Name des Ausstellers auf der Vorderseite am Ende 
der Urkunde steht (ROHG. 9, 422; 19, 89; 25, 238; 
RG. 12, 120 und 121), daß er nicht quer auf den Scheck 
gesetzt wird (ROHG. 9, 422) und nicht auf der Rückseite 
steht (ROHG. 19,89).

Die Unterschrift muß handschriftlich erfolgen (8 126 
BGB.) und kann nicht durch Druck oder Stempel ersetzt 
werden (ROHG. 14, 319). Der sonstige Text kann in 
beliebiger Weise hergestellt sein. Im Bankverkehr ist fast 
allgemein Verwendung von Formularen üblich. In 
großen Geschäftsbetrieben hat man sich bei Abgabe der 
Wechselunterschriften durch Vertreter von jeher daran 
gewöhnt, die Zeichnung in der Weise zu bewirken, daß 
man die Firma einfach unterstempelt und dann noch 
den Prokuristen oder sonstigen Vertreter unterschreiben



Erfordernisse des Schecks. § 1. 2T

läßt, oder datz man Lei einer aus Sach- oder Personen- 
Lezeichnung zusammengesetzten Firma die Sachbezeichnung 
stempelt Lezw. druckt und nur die Personenbezeichnung, 
schreibt. ROHG. 14, 317; RG. 47, 165 billigen diese 
Uebung des Verkehrs. Vgl. Staubs Kommentar zur 
Wechselordnung, bearbeitet von I. und M. Strang 
Art. 4 Anm. 28 ff.

Die Unterschrift kann durch einen Bevollmäch­
tigten abgegeben werden. Nach § 126 BGB. wird 
das Erfordernis der schriftlichen Form dadurch erfüllt^ 
daß der Aussteller die Urkunde eigenhändig durch Namens­
unterschrift unterzeichnet. Daß eine Vertretung bei Er­
füllung formaler Erklärungen zulässig ist, kann nach dem 
Bürgerl. Gesetzbuch nicht bezweifelt werden (§ 167 Abs. 2) ^ 
alsdann ist der Vertreter derjenige, der die Urkunde aus­
stellt, er stellt sie für den Machtgeber aus. Der Vertreter- 
kann nun sowohl seinen Namen daruntersetzen oder den 
seines Machtgebers. Der Vertreter kann seinen eigenen 
Namen unterzeichnen und verpflichtet dadurch den Macht­
geber, sofern aus der Urkunde ersichtlich ist, daß er für 
den Machtgeber auftritt (§ 164 BGB.), er kann aber 
auch den Namen des Machtgebers zeichnen, sofern sich- 
die Vollmacht darauf erstreckt (letzteres jetzt entschieden 
durch das NG. Bd. 50 S. 51).

5. Zu Ziff. 4. Die Angabe des Ortes der Aus­
stellung ist ebenso wie die des Ausstellungstages- 
für die Bestimmung der Vorlegungssrist wesentlich. Sie 
entspricht den Vorschriften des Artikels 4 Nr. 6 fcer 
Wechselordnung und wird, abgesehen von England, von 
den meisten ausländischen Gesetzen verlangt. Schecks^ 
welche kein Datum tragen, können keine Schecks im Sinne 
des Gesetzes sein, da bei ihnen jeder Anhaltspunkt für 
die Berechnung der Vorlegungsfrist fehlt.

Verschieden sind die Rechtsfolgen, welche die einzelnen. 
Gesetze an den Mangel des Datums knüpfen. Während- 
die Schweiz, Japan, Oesterreich und der ungarische Ent-
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timrf die Erfüllung auch dieses Ersorderniffes zur Be­
dingung für die Entstehung einer scheckrechtlichen Ver­
pflichtung machen, setzen Frankreich, Belgien und Italien 
für den Fall der Zuwiderhandlung Strafen fest.

6. Schecks, welche vor dem auf ihnen angegebenen 
Ausstellungsdatum in den Verkehr gebracht werden, soge­
nannte vordatierte Schecks, genügen an sich den Vor­
schriften des Gesetzes und sind daher gültig. Wer gut­
gläubig den Scheck nach Eintritt des Ausstellungstages 
nimmt, kann nicht erkennen, ob er einen richtig basierten 
oder einen vordatierten Scheck erhalten hat. Er geht aber 
seines Regreßrechtes verlustig, wenn ein solcher Scheck für 
ungültig erklärt wird. Das Gesetz knüpft an die unrich­
tige Datierung keine strafrechtlichen Folgen. Es entzieht 
solchen Schecks aber die Stempelfreiheit, indem es 
den Aussteller und jeden, der sonst an dem Umlaufe des 
Schecks int Jnlande vor dem Ausstellungsdatum sich 
beteiligt hat, als Gesamtschuldner für die verfallene Ab­
gabe haften läßt. Dies rechtfertigt sich dadurch, daß 
durch Vordatierung die für den Scheck vorgeschriebene 
kurze Vorlegungsfrist umgangen und eine den Absichten 
des Gesetzes widersprechende Verlängerung der Umlaufs­
zeit ermöglicht wird, wodurch der Scheck zum Kreditpapier 
entartet und in das Gebiet des Wechsels, der stempel- 
pflichtig ist, hinübergreift. Die Stempelpflicht stellt den 
Aussteller und diejenigen, an die der Scheck vor dem 
Ausstellungstage gelangt, vor die Notwendigkeit, entweder 
durch ordnungsmäßige Versteuerung sich zur Vordatierung 
zu bekennen oder sich der Stempelstrafe auszusetzen. Begr. 
S. 17. Dagegen ist derjenige, der einen vordatierten 
Scheck nach dem int Scheck angegebenen Ausstellungs­
tage erhält, für die Entrichtung des Stempels nicht ver­
antwortlich, auch wenn er von der Vordatierung Kennt­
nis hat. Frankreich, Belgien, Italien, Oesterreich und 
Ungarn ahnden die Vor- oder Nachdatierung mit der 
gleichen Buße wie die Unterlassung der Datierung. Das
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englisch-amerikanische Recht nimmt einen freieren Stand­
punkt ein, indem es falsch datierte Schecks weder für 
ungültig erklärt, noch ihre Aussteller mit Strafen 
bedroht. Rückdatierte Schecks, d. h. solche, die erst nach 
ihrem angeblichen Ausstellungstage in Verkehr gesetzt 
werden, sind gültig, ziehen auch keine Folgen stempel­
rechtlicher Art nach sich, da kein Jnteresie obwaltet, der 
Verkürzung der Vorlegungsfrist entgegenzutreten. Siehe 
Lessing, S. 31.

7. Beim Fehlen eines der unter Ziffer 1 bis 4 vor­
geschriebenen wesentlichen Merkmale liegt kein Scheck 
im Sinne des Gesetzes vor. Die Urkunde kann als 
Anweisung oder in anderer Hinsicht Rechtswirkungen 
äußern. Begr. S. 17. Sie genießt aber nicht die 
Stempelfreiheit des Schecks cf. § 29.

§ 2. Als Bezogene sollen nur bezeichnet werden:
1. diejenigen Anstalten des öffentlichen Rechtes, 

diejenigen unter staatlicher Aufsicht stehenden 
Anstalten sowie diejenigen in das Genossenschafts­
register eingetragenen Genossenschaften, welche 
sich nach den für ihren Geschäftsbetrieb maß­
gebenden Bestimmungen mit der Annahme von 
Geld und der Leistung von Zahlungen für fremde 
Rechnung befassen, ferner die unter amtlicher 
Aufsicht stehenden Sparkassen, wenn sie die nach 
Landesrecht für sie geltenden Aufsichtsbestim­
mungen erfüllen;

2. die in das Handelsregister eingetragenen Firmen, 
welche gewerbsmäßig Bankiergeschäfte betreiben.
1. Der 8 2 statuiert das Prinzip der Beschränkung 

der passiven Scheckfähigkeit für Jnlandschecks.
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Für Auslandschecks vgl. § 25. (Literaturnachweis bei 
Georg Cohn, a. a.O. S. 23/24). Die Frage, wer als 
Bezogener benannt werden könne, wird von den ver­
schiedenen Rechten verschieden beantwortet. Drei Gruppen 
sind zu unterscheiden:

I. Die erste folgt der Auffasiung des englischen 
Rechts, welches lediglich die Scheckziehung auf einen 
-„banker“ zuläßt, d. h. auf einen Bankier, der sich aus­
schließlich oder vorwiegend mit dem Depositengeschäft 
befaßt. Die gleiche Beschränkung — allerdings unter 
weiterer Auslegung des Vankierbegrifss — haben auf­
genommen:

a) das österreichische Gesetz, welches im § 1 bestimmt: 
Scheckfähig Bezogene im Sinne dieses Gesetzes können 
sein:

die k. k. Postsparkaffe, öffentliche Banken oder andere 
zur Uebernahme von Geld für fremde Rechnung statuten­
mäßig berechtigte Anstalten;

alle anderen handelsgerichtlich registrierten.Firmen, 
die gewerbsmäßig Bankiergeschäfte betreiben;

b) die Praxis der Vereinigten Staaten von Nord­
amerika; allerdings zeigt hier die Handelssitte das Be­
streben, das materielle Erfordernis der Bankiereigenschaft 
zu einem bloßen Formerfordernis herabzudrücken; so 
genügt nach dem Civil-Code of New-York die bloße 
Bezeichnung des Bezogenen als Bankier, auch wenn er 
es tatsächlich nicht ist;

c) Holland (Art. 226), welches die passive Scheck­
fähigkeit den „Kassierern" zuspricht, d. h. Personen, die 
gewerbsmäßig die Aufbewahrung und Verwaltung von 
Geldern übernehmen;

d) der ungarische Entwurf (§ 1 Ziff. 2), nach dem als 
Adressat nur eine solche Firma bezeichnet werden kann, 
bie nach Inhalt des Firmenregisters sich mit Bank­
geschäften befaßt.
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II. Die zweite Gruppe vertritt im Gegensatz zur 
ersten den Standpunkt völliger Scheckfreiheit. Auf jeder­
mann können Schecks gezogen werden in folgenden 
Ländern:

1. Frankreich (Scheckgesetz von 1865 Art. 1 und 2, 
Novelle von 1874 Art. 5);

2. Belgien (Art. 1, 2 und 4 Abs. 3);
3. die Schweiz (Art. 830 Nr. 5);
4. Spanien (Art. 534);
5. Rumänien (Art. 364);
6. die skandinavischen Staaten;
7. Japan (Art. 530 unter 3).
III. Eine vermittelnde Stellung nehmen Italien 

(Art. 339) und Portugal (Art. 341) ein, indem sie neben 
Kreditinstituten bezw. Banken auch Kaufleute als Be­
zogene gelten taffen.

2. Der Entwurf von 1892 ging nach dem Vorbilde 
des französischen Rechts und anderer ausländischer Rechte 
von dem Grundsätze der allgemeinen passiven Scheck­
freiheit aus. Mit Recht hat jedoch das Gesetz sich für 
die Beschränkung der passiven Scheckfähigkeit 
entschieden. Denn nur dann kann der Scheckverkehr itu 
grohen Stile geldersparend wirken, wenn es gelingt, ihn 
auf bestimmte Kreise zu konzentrieren, die ihrerseits 
wieder durch das System der Abrechnung das Ziel der 
Geldersparung in immer gröberem Umfange erfüllen.

3. Unter die Anstalten, welche schon gemäß der Nr. 1 
unabhängig von den Erfordernisien der Nr. 2 als Be­
zogene benannt werden können, fallen u. a.: die Reichs- 
bank, die Preußische Seehandlung, die Königl. bayerische 
Bank, die Preußische Zentral-Genoffenschaftskaffe, die 
Preußische Rentenverstcherungsanstalt, die von engeren 
oder weiteren Kommunalverbänden eingerichteten Geld- 
unb Kreditinstitute, sonstige öffentliche Bankanstalten, 
landschaftliche, ritterschaftliche und andere Darlehnskaffen,


